
Amtsblatt
52. Jahrgang – Nr. 19 – 20. November 2009 – Postverlagsort 48127 Münster – H 1208 B

Inhalt

Öffentliche Bekanntmachungen

• Wahlordnung für die Wahl der Mit-
glieder des Integrationsrates der
Stadt Münster vom 13. 11. 2009

• Satzung zur Änderung der Satzung
für den Beirat für Stadtgestaltung
vom 13. 11. 2009

• Satzung zur Änderung der Hauptsat-
zung der Stadt Münster vom 13. 11.
2009

• Satzung zur Änderung der Betrieb-
satzung der Stadt Münster für die
„Abfallwirtschaftsbetriebe Münster“
vom 13. 11. 2009

• Satzung zur Änderung der Betrieb-
satzung der Stadt Münster für die
„citeq“ vom 13. 11. 2009

• Beschluss des Rates der Stadt 
Münster über die Feststellung der
Eröffnungsbilanz der Stadt Münster
zum 1. 1. 2008 und die Entlastung
gemäß § 92 Abs. 1 und § 96 Abs. 1
GO NRW. 

• Sitzung der Verbandsversammlung
des Sparkassenzweckverbandes am
24. November 2009

• Teilunwirksamkeit des Bebauungs-
planes Nr. 137 Teilabschnitt II: Sie-
mensstraße in der Fassung der 4.
Änderung

• Planfeststellung für den 6-streifigen
Ausbau der Bundesautobahn 1 (A1)
zwischen der Brücke im Zuge der 
A1 über den Dortmund-Ems-Kanal
(DEK-Brücke) und dem Autobahn-
kreuz (AK) Münster / Süd von Bau-
km 105+500 (etwa 390 m südlich der
DEK-Brücke) bis Bau-km 100+830
(etwa 85 m nördlich des Achs-
schnittpunktes A 1/A 43 im AK 
Münster/Süd)

• Einziehung einer öffentlichen 
Straßenfläche

• Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

• Westfälischer Zoologischer Garten
Münster GmbH 
Bekanntmachung gem. § 52 Abs. 2
GmbH-Gesetz

Öffentliche Bekanntmachungen

Wahlordnung für die Wahl der Mit-
glieder des Integrationsrates der
Stadt Münster vom 13. 11. 2009

Aufgrund des § 7 in Verbindung mit § 27
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. 7. 1994 (GV.
NW. S. 666 / SGV. NW. 2023), zuletzt ge-
ändert durch Artikel I des Gesetzes vom
30. Juni 2009 (GV. NRW S. 380) hat der
Rat der Stadt Münster am 11. 11. 2009
folgende Wahlordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Funktionsbezeichnungen dieser
Satzung werden in weiblicher oder
männlicher Form geführt.

(2) Die Mitglieder des Integrationsrates
der Stadt Münster werden auf der
Grundlage dieser Wahlordnung in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl für die Dauer
der Wahlzeit des Rates der Stadt
nach Listen oder als Einzelbewerber
nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl gewählt.

(3) Die gemäß § 14 zugelassenen Wahl-
vorschläge (§ 12) erhalten so viele
Sitze zugeteilt, wie ihnen im Verhält-
nis der auf sie entfallenden Stimm-
zahlen im Höchstzahlverfahren
d’Hondt zustehen. Über die Zuteilung
des letzten Sitzes entscheidet bei
gleicher Höchstzahl das vom Wahllei-
ter zu ziehende Los. Entfallen auf
einen Wahlvorschlag mehr Sitze als
Bewerber im Wahlvorschlag benannt
sind, so bleiben diese Sitze unbe-
setzt.

(4) Jede wählbare Person kann nur in
einem Wahlvorschlag als Bewerber
benannt werden.

(5) Jeder Wähler hat eine Stimme. Mit ihr
entscheidet er sich bei Bewerbern
von Listenwahlvorschlägen zugleich
für die nicht auf dem Stimmzettel auf-
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geführten Bewerber desselben Li-
stenwahlvorschlages.

(6) Wahlgebiet ist die Stadt Münster. Das
Wahlgebiet wird, soweit erforderlich,
in Stimmbezirke eingeteilt.  

(7) Die in dieser Wahlordnung genannten
amtlichen Unterlagen werden in deut-
scher Sprache abgefasst. Für
Namen, Titel und Bezeichnung wird
die lateinische Schrift verwendet; ge-
gebenenfalls ist eine amtliche Trans-
skription heranzuziehen.

§ 2
Wahlberechtigung, Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind

1. Ausländer,

2. Deutsche,

wenn die deutsche Staatsangehö-
rigkeit gemäß § 3 Absatz 1 Num-
mern 2, 3, 4, 4a und 5 des Staats-
angehörigkeitsgesetzes frühes-
tens fünf Jahre vor dem Tag der
Wahl erworben worden ist.

Darüber hinaus muss die Person am
Wahltag

1. 16 Jahre alt sein,

2. sich seit mindestens einem Jahr
im Bundesgebiet rechtmäßig auf-
halten und

3. mindestens seit dem sechzehnten
Tag vor der Wahl in der Stadt
Münster ihre Hauptwohnung
haben.

Wahlberechtigte Personen nach 
Satz 1 Nummer 2 müssen sich bis
zum zwölften Tag vor der Wahl in das
Wählerverzeichnis eintragen lassen.
Sie haben den Nachweis über die
Wahlberechtigung zu führen.

(2) Nicht wahlberechtigt sind

1. Ausländer,

a) auf die das Aufenthaltsgesetz
nach seinem § 1 Absatz 2,
Nummern 2 und 3 keine An-
wendung findet,

b) die Asylbewerber sind,

2. Deutsche,

die nicht von Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 erfasst sind.

(3) Wählbar sind mit Vollendung des
achtzehnten Lebensjahres alle Wahl-
berechtigten nach Absatz 1 Nrn. 1
und 2 sowie alle Bürger der Stadt
Münster.

(4) Wahlberechtigte und Bürger der
Stadt Münster unterliegen als Beamte
und Angestellte den Bestimmungen

über die Unvereinbarkeit von Be-
schäftigungsverhältnis und Mandat
des § 13 des Kommunalwahlgeset-
zes.

§ 3
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind

1. für das Wahlgebiet

a) der Oberbürgermeister der
Stadt Münster als Wahlleiter,
stellvertretender Wahlleiter ist
sein Vertreter im Amt; der
Oberbürgermeister kann die
Funktionen delegieren; 

b) der Wahlausschuss

2. für den Stimmbezirk der Wahlvor-
steher und der Wahlvorstand,

3. für die Briefwahl der Briefwahlvor-
steher und der Briefwahlvorstand

(2) Wahlbewerber sind nicht gehindert,
als Mitglied des Wahlausschusses
oder eines Wahlvorstandes an Ent-
scheidungen mitzuwirken, die ihre ei-
gene Kandidatur betreffen.

(3) Der Wahlleiter ist für die ordnungs-
mäßige Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahl verantwortlich.

(4) Der Wahlleiter verpflichtet die Mitglie-
der der Wahlorgane zur unpar-
teiischen Wahrnehmung ihres Amtes
und zur Verschwiegenheit über die
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit be-
kannt gewordenen Tatsachen, insbe-
sondere über alle dem Wahlgeheim-
nis unterliegenden Angelegenheiten.

§ 4
Wahlausschuss

(1) Wahlausschuss ist der nach § 2 Abs.
3 des Kommunalwahlgesetzes vom
Rat der Stadt gewählte Wahlaus-
schuss für die Kommunalwahlen.

(2) Auf den Wahlausschuss finden die
allgemeinen Vorschriften des kommu-
nalen Verfassungsrechts mit der
Maßgabe entsprechende Anwen-
dung, dass der Wahlausschuss in öf-
fentlicher Sitzung entscheidet, dass
er ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitglieder beschlussfähig
ist, dass bei Stimmengleichheit die
Stimme des Wahlleiters den Aus-
schlag gibt und dass § 58 Abs. 1
Satz 8 bis 10 und Abs. 3 Satz 4 der
Gemeindeordnung außer Betracht
bleiben.

(3) Der Wahlausschuss entscheidet über
Verfügungen des Wahlleiters bei der
Prüfung von Wahlvorschlägen, wenn
die Vertrauensperson den Wahlaus-
schuss anruft, sowie über die Zulas-

sung der Wahlvorschläge (§ 14). 
Er stellt das Wahlergebnis fest 
(§ 26).

§ 5
Wahlvorstand

(1) Der Wahlvorstand bzw. der Briefwahl-
vorstand besteht aus dem Wahlvor-
steher bzw. dem Briefwahlvorsteher,
dem stellvertretenden Wahlvorsteher
bzw. dem stellvertretenden Briefwahl-
vorsteher und drei bis sechs Beisit-
zern. Der Wahlvorsteher oder der
Briefwahlvorsteher, der schriftfüh-
rende Beisitzer und ihre jeweiligen
Stellvertreter sollen wahlberechtigte
oder wählbare Bedienstete der Stadt
Münster sein. Die übrigen Beisitzer
müssen wahlberechtigte oder wähl-
bare Personen im Sinne des § 2 sein.
Der Wahlleiter beruft die Mitglieder
des Wahlvorstandes und des Brief-
wahlvorstands und berücksichtigt
hierbei nach Möglichkeit die in der
Stadt vertretenen Parteien und Wäh-
lergruppen.

(2) Der Wahlvorstand oder der Briefwahl-
vorstand entscheidet bei Zweifelsfra-
gen im Wahlablauf und bei der Aus-
zählung der Stimmen mit Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme des Wahlvorstehers oder
des Briefwahlvorstehers den Aus-
schlag.

(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes
oder des Briefwahlvorstands üben
eine ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf
die sinngemäß die allgemeinen Vor-
schriften des kommunalen Verfas-
sungsrechts mit Ausnahme des § 31
der Gemeindeordnung Anwendung
finden. Ihnen kann für den Wahltag
ein Erfrischungsgeld in Höhe des für
die vorangegangenen Kommunal-
wahlen gezahlten Satzes  gewährt
werden.

§ 6
Stimmbezirke

Sofern Stimmbezirke vom Wahlleiter fest-
gelegt werden sollen sie in der Regel 500
bis 2 500 Wahlberechtigte umfassen.

§ 7
Wählerverzeichnis

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen
Wahlschein hat.

(1a) Ein Wahlberechtigter, der in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen ist, erhält
auf Antrag einen Wahlschein. Ein
Wahlberechtigter, der nicht in das
Wählerverzeichnis eingetragen ist, er-
hält auf Antrag einen Wahlschein,
wenn
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1. er nachweist, dass er aus einem
von ihm nicht zu vertretenden
Grund die Einspruchsfrist ver-
säumt hat;

2. er aus einem von ihm nicht zu ver-
tretenden Grund nicht in das
Wählerverzeichnis aufgenommen
worden ist;

3. seine Berechtigung zur Teilnahme
an der Wahl erst nach der Ein-
spruchsfrist entstanden ist oder
sich herausstellt.

(1b)Wird der Wahlschein versagt, so kann
dagegen Einspruch eingelegt werden.
§ 9 Abs. 3 bis 5 ist sinngemäß anzu-
wenden.

(2) In jedem Stimmbezirk wird ein Wäh-
lerverzeichnis geführt. In das Wähler-
verzeichnis werden alle Personen ein-
getragen, bei denen am 35. Tag vor
der Wahl feststeht, dass sie wahlbe-
rechtigt und nicht vom Wahlrecht
ausgeschlossen sind. Von Amts
wegen in das Wählerverzeichnis ein-
zutragen sind auch die nach dem
Stichtag bis zum 16. Tag vor der Wahl
zugezogenen und bei der Meldebe-
hörde gemeldeten Wahlberechtigten.
Die Wahlberechtigten sind im Wähler-
verzeichnis mit Familiennamen, Vor-
namen, Geburtsdatum, Anschrift der
Hauptwohnung sowie Nationalität
aufgeführt; sie werden unter fortlau-
fender Nummer nach Straßen und
Hausnummern alphabetisch geführt.

(3) Der Wähler kann nur in dem Stimm-
bezirk wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis er eingetragen ist. Inhaber
eines Wahlscheins können in jedem
Stimmbezirk des Wahlbezirks oder
durch Briefwahl wählen.

(4) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht,
an den Werktagen vom 20. bis zum
16. Tag vor der Wahl während der all-
gemeinen Öffnungszeiten des Wahl-
amtes die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der zu seiner Person im
Wählerverzeichnis eingetragenen
Daten zu prüfen. Zur Überprüfung der
Richtigkeit oder Vollständigkeit der
Daten von anderen im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Personen
haben Wahlberechtigte während des
in Satz 1 genannten Zeitraumes nur
dann ein Recht auf Einsicht in das
Wählerverzeichnis, wenn sie Tatsa-
chen glaubhaft machen, aus denen
sich die Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses
ergeben kann. Das Recht zur Über-
prüfung gemäß Satz 2 besteht nicht
hinsichtlich der Daten von Wahlbe-
rechtigten, für die im Melderegister

ein Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6
des Meldegesetzes eingetragen ist. 

(5) Personen können nur auf rechtzeiti-
gen Einspruch hin in das Wählerver-
zeichnis aufgenommen oder darin
gestrichen werden (§ 9 Abs. 1), es sei
denn, dass es sich um offenbare Un-
richtigkeiten handelt, die vom Wahl-
leiter bis zum Tag vor der Wahl zu be-
richtigen sind.

§ 8
Wahlbenachrichtigung

(1) Die Wahlberechtigten erhalten späte-
stens am 22. Tag vor der Wahl eine
Wahlbenachrichtigung.

(2) Die Wahlbenachrichtigung soll enthal-
ten:

1. den Familiennamen und Vorna-
men,

2. die Anschrift der einzigen Woh-
nung oder der Hauptwohnung,

3. den Stimmbezirk und den Wahl-
raum,

4. die Nummer, unter der der Wahl-
berechtigte im Wählerverzeichnis
eingetragen ist,

5. die Wahlzeit,

6. die Aufforderung, die Wahlbe-
nachrichtigung und einen Aus-
weis/Pass zur Wahl mitzubringen,
verbunden mit dem Hinweis, dass
das Wahlrecht auch bei Verlust
der Wahlbenachrichtigung ausge-
übt werden kann.

§ 9
Einspruch und Beschwerde gegen das

Wählerverzeichnis

(1) Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder unvollständig hält, kann
innerhalb der Einsichtsfrist beim
Wahlleiter schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift Einspruch einlegen.
Der Wahlleiter weist in der Bekannt-
machung zur Einsichtnahme in das
Wählerverzeichnis (§ 7 Abs. 4) auf die
Möglichkeit des Einspruchs hin.

(2) Richtet sich der Einspruch gegen die
Eintragung eines anderen, so ist die-
ser vor der Entscheidung zu hören.

(3) Der Wahlleiter hat die Entscheidung
unverzüglich zu fällen und dem An-
tragsteller und dem Betroffenen zuzu-
stellen.

(4) Gegen die Entscheidung des Wahllei-
ters kann binnen drei Tagen nach Zu-
stellung Beschwerde eingelegt wer-
den, über die die Aufsichtsbehörde
entscheidet, es sei denn, der Wahllei-
ter hilft der Beschwerde sogleich ab.

(5) Die Einspruchs- oder Beschwer-
deentscheidung ist für die Berechti-
gung zur Teilnahme an der Wahl end-
gültig. Sie schließt die Erhebung
eines Einspruchs im Wahlprüfungs-
verfahren nicht aus (§ 36).

§ 10
Änderung im Wählerverzeichnis

(1) Wird einem Einspruch gegen das
Wählerverzeichnis stattgegeben oder
gibt die Aufsichtsbehörde einer Be-
schwerde statt, ändert der Wahlleiter
das Wählerverzeichnis.

(2) Offenbare Unrichtigkeiten im Wähler-
verzeichnis kann der Wahlleiter bis
zum Tag vor der Wahl berichtigen. Im
Übrigen wird das Wählerverzeichnis
am 2. Tag vor der Wahl abgeschlos-
sen.

§ 11
Wahltag, Wahlzeit

(1) Wahltag ist ein Sonntag.

(2) Die Wahl findet spätestens innerhalb
von sechzehn Wochen nach dem Be-
ginn der Wahlzeit des Rates statt. Der
Wahlleiter legt unverzüglich nach in
Kraft treten dieser Wahlordnung,
möglichst bis zum 90. Tag vor der
Wahl im Benehmen mit dem amtie-
renden Ausländerbeirat bzw. Integra-
tionsrat den Wahltermin fest. Der
Wahlleiter schreibt die Wahl durch öf-
fentliche Bekanntmachung unverzüg-
lich aus.

(3) Den Tag der Nachwahl oder der Wie-
derholungswahl und die für die Vor-
bereitung maßgeblichen Fristen und
Termine bestimmt der Rat der Stadt.

(4) Die Wahlzeit dauert von 8.00 Uhr bis
18.00 Uhr.

§ 12
Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlleiter fordert nach Bekannt-
gabe des Wahltages (§ 11 Abs. 2)
durch öffentliche Bekanntmachung
zur Einreichung von Wahlvorschlägen
auf. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen berechtigt sind Gruppen
von Wahlberechtigten und/oder Bür-
gern (Wählergruppen), politische Par-
teien im Sinne von § 2 des Parteien-
gesetzes sowie einzelne Wahlberech-
tigte oder Bürger (Einzelbewerber)
der Stadt Münster. Jeder Wahlvor-
schlagsberechtigte kann nur einen
Wahlvorschlag einreichen. Wahlvor-
schläge dürfen nur von Wahlberech-
tigten unterstützt werden.

(2) Als Bewerber benannt werden kann
jede wählbare Person im Sinne des
§ 2 Abs. 3 dieser Wahlordnung
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1. in einem Listenwahlvorschlag
einer Wählergruppe oder Partei
oder

2. als Einzelbewerber auf eigenen
Vorschlag oder Vorschlag einzel-
ner Wahlberechtigter, die ihre Zu-
stimmung schriftlich und unwider-
ruflich hierzu gegeben hat.

(3) Jeder Listenwahlvorschlag muss die
Erklärung der Leitung der den Wahl-
vorschlag einreichenden Gruppe ent-
halten, dass sie

1. einen nach demokratischen
Grundsätzen gewählten Vorstand
besitzt,

2. keine in der Bundesrepublik
Deutschland verbotene Vereini-
gung bildet.

Die unterzeichnenden Mitglieder der
Leitung der Gruppe haben gegenüber
dem Wahlleiter zu versichern, dass

1. die Wahl zur Aufstellung der Be-
werber in geheimer Abstimmung
und nur unter wahlberechtigten
Mitgliedern im Sinne von § 2 Abs.
1 durchgeführt worden ist,

2. die Reihenfolge der im Listen-
wahlvorschlag aufgeführten Be-
werber dem Abstimmungsergeb-
nis entspricht.

(4) Auf Einzelbewerber findet die Vor-
schrift des Absatzes 3 Nummer 2
sinngemäß Anwendung mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der Bildung
einer verbotenen Vereinigung die Zu-
gehörigkeit tritt.

(5) Der Wahlvorschlag muss in Block-
oder Maschinenschrift Name des
Wahlvorschlags, Nationalität oder
Staatsangehörigkeit, Vornamen und
Familiennamen, Geburtsdatum, Beruf
oder Stand und Anschrift der Haupt-
wohnung der/des Bewerber/s enthal-
ten.

(6) Jeder Wahlvorschlag muss als „Li-
stenwahlvorschlag“ (Mehrpersonen-
oder Ein-Personen-Liste) oder als
„Einzelbewerber/in“ erkennbar und
mit dem Namen des Wahlvorschlags
versehen sein. Fehlt ein eigener
Name, tritt ersatzweise der Familien-
name des ersten Bewerbers/der er-
sten Bewerberin an die Stelle des
Wahlvorschlagsnamens.

(7) Der Wahlvorschlag muss von minde-
stens 20 Wahlberechtigten eigenhän-
dig schriftlich unterstützt werden.
Jeder Wahlberechtigte darf mit seiner
Unterschrift nur einen Wahlvorschlag
unterstützen. Bewerber dürfen den
sie selbst betreffenden Wahlvor-

schlag unterstützen. Mehrfachunter-
zeichnungen sind bei allen Wahlvor-
schlägen ungültig. Die Unterzeichner
müssen in Block- oder Maschinen-
schrift Familiennamen und Vornamen,
Geburtsdatum und Anschrift der
Hauptwohnung selbst angeben und
eigenhändig unterschreiben.

(8) In jedem Wahlvorschlag sollen eine
Vertrauensperson und eine stellver-
tretende Vertrauensperson bezeich-
net sein.

(9) Für die Wahlvorschläge und die Un-
terstützungsunterschriften sind Form-
blätter zu verwenden, die vom Wahl-
leiter bereitgehalten werden.

(10) Der Wahlleiter legt durch öffentliche
Bekanntmachung fest, bis zu wel-
chem Tag vor der Wahl und welcher
Uhrzeit Wahlvorschläge beim Wahllei-
ter eingereicht werden können. Der
Wahlleiter prüft die Wahlvorschläge
und legt sie unverzüglich dem Wahl-
ausschuss zur Entscheidung vor 
(§ 14).

§ 13
Ungültige Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge sind ungültig, wenn
sie

1. verspätet eingereicht sind,

2. nicht formgerecht eingereicht sind
oder im Übrigen den Anforderun-
gen der Wahlordnung nicht genü-
gen,

3. nicht die vorgeschriebene Zahl
von Unterstützungsunterschriften
nachweisen (§ 12 Abs. 7),

4. nicht wählbare Personen vorge-
schlagen oder Personen, die nicht
ihre schriftliche Zustimmung zur
Aufstellung als Bewerber gegeben
haben,

5. nicht die für die Bewerber vorge-
schriebenen Angaben enthalten
oder wenn diese nicht lesbar sind,

6. nicht die für die Unterzeichner
vorgeschriebenen Angaben ent-
halten oder wenn diese nicht les-
bar sind und wenn nach deren
Streichung (§ 12 Abs. 8 Satz 4)
die Mindestzahl nicht erreicht ist.

(2) Mängel in den Wahlvorschlägen sind
bis zur Zulassung nach Aufforderung
durch das Wahlamt von der Vertrau-
ensperson zu beseitigen.

(3) Erfüllen bei Listenwahlvorschlägen
einzelne Bewerber die Wählbarkeits-
voraussetzungen nicht, so werden sie
gestrichen.

§ 14
Entscheidung des Wahlausschusses,
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuss prüft die Wahl-
vorschläge nach Maßgabe des § 13
und entscheidet nach Terminfestle-
gung durch den Wahlleiter über die
Zulassung.

(2) Der Wahlausschuss hat Wahlvor-
schläge zurückzuweisen, wenn sie
verspätet eingereicht sind, den durch
diese Wahlordnung aufgestellten An-
forderungen nicht genügen oder auf-
grund einer Entscheidung nach Arti-
kel 9 Abs. 2, Artikel 21 Abs. 2 des
Grundgesetzes oder Artikel 32 Abs. 2
der Landesverfassung unzulässig
sind.

(3) Die Entscheidung des Wahlausschus-
ses ist für die Aufstellung der Bewer-
ber zur Wahl endgültig. Sie schließt
die Erhebung eines Einspruchs im
Wahlprüfungsverfahren nicht aus 
(§ 36).

(4) Über die Sitzung ist eine Niederschrift
zu fertigen.

(5) Der Wahlleiter gibt die zugelassenen
Wahlvorschläge unverzüglich nach
der Zulassung durch den Wahlaus-
schuss mit den in § 12 Abs. 5 und
Abs. 6 genannten Merkmalen, jedoch
ohne Tag und Monat der Geburt, öf-
fentlich bekannt. Zunächst genügt
einfache Bekanntmachung. Die Veröf-
fentlichung im Amtsblatt ist unverzüg-
lich nachzuholen.

§ 15
Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel werden amtlich in
deutscher Sprache hergestellt. Sie
enthalten:

1. eine laufende Nummer für jeden
Wahlvorschlag,

2. Familiennamen, Vornamen und
Wohnung der Bewerber/innen,

3. bei Listenwahlvorschlägen die
Bezeichnung „Listenwahlvor-
schlag“ sowie den Namen des
Wahlvorschlags, bei anderen
Wahlvorschlägen die Bezeich-
nung „Einzelbewerber/in“ und ge-
gebenenfalls einen Wahlvor-
schlagsnamen,

4. einen Kreis zum Kennzeichnen.

Bei Listenwahlvorschlägen werden
die ersten fünf Bewerber/innen auf-
geführt.

(2) Die Wahlvorschläge werden in der
Reihenfolge des Zeitpunktes des Ein-
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gangs beim Wahlleiter fortlaufend
aufgeführt.

§ 16
Wahlbekanntmachung

Der Wahlleiter macht spätestens am 15.
Tag vor der Wahl öffentlich bekannt:

1. den Wahltermin,

2. den Hinweis, dass die Stimmzettel
amtlich hergestellt sind und im Wahl-
raum bereitgehalten werden,

3. den Hinweis, dass der Ausweis/Pass
und möglichst die Wahlbenachrichti-
gung mitzubringen sind,

4. den Hinweis, dass der Wähler die
Wahl nur persönlich ausüben kann,
bei der Stimmabgabe nur eine
Stimme hat und den Wahlvorschlag,
dem er seine Stimme geben will,
durch Ankreuzen oder auf andere
Weise in der dafür vorgesehenen
Spalte kennzeichnen muss.

§ 17
Ausstattung des Wahlvorstandes

Der Wahlvorstand erhält:

1. das Wählerverzeichnis,

2. die Stimmzettel,

3. eine Wahlurne und Wahlzelle/n,

4. einen Abdruck der Wahlordnung,

5. je einen Vordruck der Wahlnieder-
schrift und der Schnellmeldung,

6. eine Wahlbekanntmachung nach § 16
der Wahlordnung zum Aushang am
Eingang des Gebäudes, in dem sich
der Wahlraum befindet,

7. das erforderliche Material.

§ 18
Ordnung der Wahlhandlung

(1) Die Wahlhandlung und die Ermittlung
des Wahlergebnisses sind öffentlich.
Der Wahlvorstand kann die Zahl der
im Wahllokal Anwesenden beschrän-
ken.

(2) Den Anwesenden ist jede Einfluss-
nahme auf die Wahlhandlung und das
Wahlergebnis untersagt.

(3) In und an dem Gebäude, in dem sich
der Wahlraum befindet, ist jede Be-
einflussung der Wähler durch Wort,
Ton, Bild oder Schrift verboten.

(4) Die Veröffentlichung von Ergebnissen
von Wählerbefragungen nach der
Stimmabgabe über den Inhalt der
Wahlentscheidung ist vor Ablauf der
Wahlzeit unzulässig.

(5) Während der Wahlhandlung und
Stimmenzählung müssen immer min-

destens drei Mitglieder des Wahlvor-
standes anwesend sein, darunter der
Wahlvorsteher und der Schriftführer
oder ihre Stellvertreter. Bei Feststel-
lung des Wahlergebnisses sollen alle,
mindestens jedoch fünf Mitglieder,
anwesend sein.

§ 19
Eröffnung der Wahlhandlung

(1) Der Wahlvorstand überzeugt sich,
dass die Wahlurne leer ist. Danach
wird sie verschlossen; sie darf bis
zum Ende der Wahlzeit nicht mehr
geöffnet werden.

(2) Um 8.00 Uhr erklärt der Wahlvorste-
her die Wahlhandlung für eröffnet.

§ 20
Stimmabgabe

(1) Wenn der Wähler den Wahlraum be-
tritt, erhält er einen amtlichen Stimm-
zettel; er soll nach Möglichkeit die
Wahlbenachrichtigung abgeben. Da-
nach begibt sich der Wähler in die
Wahlzelle. Dort kennzeichnet er sei-
nen Stimmzettel.

(2) Der Wähler hat eine Stimme. Die
Wahl kann nur persönlich ausgeübt
werden. Wahlberechtigte, die des Le-
sens unkundig oder infolge körperli-
chen Gebrechens gehindert sind, den
Stimmzettel eigenhändig zu kenn-
zeichnen, können sich der Hilfe einer
Vertrauensperson bedienen. Die Hil-
feleistung hat sich auf die Erfüllung
des Wählerwillens zu beschränken.

(3) Der Wähler gibt seine Stimme in der
Weise ab, dass er durch ein auf den
Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf
andere Weise eindeutig kenntlich
macht, welchem Wahlvorschlag sie
gelten soll.

(4) Der Wähler kann sich für einen von
ihm versehentlich unbrauchbar ge-
machten Stimmzettel vom Wahlvor-
steher einen neuen Stimmzettel
geben lassen.

(5) Nachdem der Wähler den Stimmzet-
tel so gefaltet hat, dass der Inhalt der
Stimmabgabe für Umstehende nicht
erkenntlich ist, tritt er an den Tisch
des Wahlvorstandes und nennt sei-
nen Namen. Er weist sich über seine
Person durch Pass oder Identitäts-
nachweis aus.

(6) Der Wahlvorstand hat einen Wähler
zurückzuweisen, der 

1. nicht in das Wählerverzeichnis
eingetragen ist,

2. bereits einen Stimmabgabever-
merk im Wählerverzeichnis hat, es

sei denn, er weist nach, dass er
noch nicht gewählt hat,

3. seinen Stimmzettel außerhalb der
Wahlzelle gekennzeichnet hat.

(7) Der Wähler wirft den Stimmzettel in
die Wahlurne.

(8) Der Schriftführer vermerkt die Stimm-
abgabe im Wählerverzeichnis. 

(9) Um 18.00 Uhr erklärt der Wahlvorste-
her die Wahlhandlung für geschlos-
sen. Zu diesem Zeitpunkt im Wahl-
raum anwesende Wahlberechtigte
können ihre Stimme noch abgeben.

§ 21
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Die Stimmen werden unmittelbar
nach Schluss der Wahlhandlung
durch den Wahlvorstand ausgezählt.

(2) Der Wahlvorstand stellt fest:

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wähler,

3. die Zahlen der ungültigen und
gültigen Stimmen,

4. die Zahlen der für die einzelnen
Wahlvorschläge abgegebenen
gültigen Stimmen.

§ 22
Zählung der Wähler, Zählung der gülti-

gen und ungültigen Stimmen

(1) Die Wahlurne wird geöffnet; die
Stimmzettel werden entnommen und
gezählt.

(2) Zugleich stellt der Schriftführer die
Zahl der Stimmabgabevermerke im
Wählerverzeichnis fest.

(3) Ergibt sich zwischen beiden Zählvor-
gängen auch nach wiederholter Zäh-
lung eine Verschiedenheit, so ist dies
in der Wahlniederschrift anzugeben
und, soweit möglich, aufzuklären. Im
Falle der unaufklärbaren Verschieden-
heit gilt für das weitere Verfahren die
Zahl der Stimmzettel als Zahl der
Wähler.

(4) Nach Feststellung der Zahl der Wäh-
ler wird die Zahl der gültigen Stim-
men insgesamt, der auf jeden Wahl-
vorschlag entfallenden gültigen
Stimmen sowie der ungültigen Stim-
men ermittelt.

§ 23
Ungültige Stimmen

(1) Über die Gültigkeit der Stimmen ent-
scheidet der Wahlvorstand.

(2) Ungültig sind Stimmen, wenn der
Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt ist,
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2. keine Kennzeichnung enthält,

3. einen Zusatz oder Vorbehalt ent-
hält,

4. den Willen des Wählers nicht
zweifelsfrei erkennen lässt, insbe-
sondere wenn

4.1 mehrere Wahlvorschläge ange-
kreuzt oder bezeichnet sind,

4.2 durch die Ankreuzung oder Kenn-
zeichnung des Stimmzettels nicht
bestimmt werden kann, welcher
Wahlvorschlag gemeint ist,

4.3 der Stimmzettel zerrissen oder
stark beschädigt ist.

§ 24
Zählung der Stimmen

(1) Mehrere Beisitzer legen unter Auf-
sicht des Wahlvorstehers die Stimm-
zettel getrennt ab nach

1. offensichtlich gültig abgegebenen
Stimmen für die einzelnen Wahl-
vorschläge,

2. offensichtlich ungültig abgegebe-
nen Stimmen auf ungekennzeich-
neten Stimmzetteln und Stimm-
zettel mit Kennzeichnung
mehrerer Wahlvorschläge (eine
ungültige Stimme je Stimmzettel),

3. Stimmzetteln, die Anlass zu Be-
denken geben. Die Stapel 2. und
3. nimmt ein Beisitzer in Verwah-
rung.

(2) Wahlvorsteher und stellvertretender
Wahlvorsteher prüfen nacheinander
alle Stapel mit den offensichtlich gül-
tig abgegebenen Stimmen, ob die
Kennzeichnung der Stimmzettel eines
jeden Stapels gleichlautet. Gibt ein
Stimmzettel zu Bedenken Anlass, so
fügen sie diesen den ausgesonderten
Stimmzetteln nach Abs. 1 Nr. 3 bei.

(3) Danach zählen je zwei vom Wahlvor-
steher bestimmte Beisitzer nachein-
ander die Stapel der nach Abs. 2
Satz 1 geordneten Stimmzettel unter
gegenseitiger Kontrolle und ermitteln
die Zahl der für jeden Wahlvorschlag
abgegebenen gültigen Stimmen.

(4) Sind alle gültigen Stimmzettel ge-
zählt, so entscheidet der Wahlvor-
stand über die nach Abs. 1 Nr. 3 aus-
gesonderten Stimmzettel. Diese
Stimmzettel sind auf der Rückseite
durch entsprechende Vermerke über
das Beschlussergebnis des Wahlvor-
standes zu kennzeichnen. Die hier-
nach für gültig erklärten Stimmzettel
sind bei den Stimmzettelstapeln der
in Betracht kommenden Wahlvor-
schläge zu berücksichtigen.

(5) Die nach Beschlussfassung gem.
Abs. 4 ungültigen Stimmzettel wer-
den in gleicher Weise beschriftet,
dem Stimmzettelstapel nach Abs. 1
Nr. 2 hinzugefügt und die ungültigen
Stimmen insgesamt gezählt.

(6) Beantragt ein Mitglied des Wahlvor-
standes vor der Unterzeichnung der
Wahlniederschrift eine erneute Zäh-
lung der Stimmen, so ist diese in vol-
lem Umfang zu wiederholen. Die
Gründe für die erneute Zählung sind
in der Wahlniederschrift zu vermer-
ken.

§ 25
Wahlniederschrift und Schnellmeldung

(1) Über die Wahlhandlung und das Er-
gebnis der Stimmenzählung wird vom
Schriftführer eine Wahlniederschrift
gefertigt.

(2) Die Wahlniederschrift ist von allen an-
wesenden Mitgliedern des Wahlvor-
standes zu unterschreiben.

(3) Sobald das Wahlergebnis im Stimm-
bezirk ermittelt und durch die Unter-
schriften der Mitglieder des Wahlvor-
standes bestätigt ist, meldet der
Wahlvorsteher das Wahlergebnis mit
der Schnellmeldung dem Wahlleiter.

(4) Der Wahlniederschrift sind, verpackt
und versiegelt, beizufügen:

1. die gültigen Stimmzettel, geord-
net und gebündelt nach Wahlvor-
schlägen (ohne die durch Be-
schluss für gültig erklärten),

2. die durch besonderen Beschluss
für gültig erklärten Stimmzettel,

3. alle ungültigen Stimmzettel.

Der Wahlvorsteher übergibt die Un-
terlagen dem Wahlleiter.

§ 26
Briefwahl

(1) Wer durch Briefwahl wählt,

- kennzeichnet persönlich den
Stimmzettel legt ihn in den amtli-
chen Stimmzettelumschlag und
verschließt diesen,

- unterzeichnet die auf dem Wahl-
schein vorgedruckte Versicherung
an Eides Statt zur Briefwahl unter
Angabe des Ortes und Tages,

- steckt den verschlossenen amtli-
chen Stimmzettelumschlag und
den unterschriebenen Wahlschein
in den amtlichen Wahlbriefum-
schlag,

- verschließt den Wahlbriefum-
schlag und

- übersendet den Wahlbrief an den
Oberbürgermeister. Der Wahlbrief
kann dort auch abgegeben wer-
den. Nach Eingang des Wahlbrie-
fes beim Oberbürgermeister darf
er nicht mehr zurückgegeben wer-
den.

(2) Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu
kennzeichnen und in den Stimmzet-
telumschlag zu legen; § 20 Abs. 4 gilt
entsprechend. Für die Stimmabgabe
behinderter Wähler gilt § 20 entspre-
chend. Hat der Wähler den Stimmzet-
tel durch eine Hilfsperson kennzeich-
nen lassen, so hat diese auf dem
Wahlschein durch Unterschreiben der
Versicherung an Eides Statt zur Brief-
wahl zu bestätigen, dass sie den
Stimmzettel gemäß dem erklärten
Willen des Wählers gekennzeichnet
hat. Die Hilfsperson muss das 16. Le-
bensjahr vollendet haben.

(3) Die Gemeinde sorgt dafür, dass den
Wahlberechtigten bei der Übersen-
dung des amtlichen Wahlbriefum-
schlages ohne besondere Versen-
dungsform innerhalb des Bundes-
gebietes keine Portokosten entste-
hen. Der Oberbürgermeister hat vor
der Wahl öffentlich bekannt zu ma-
chen, bei welchem oder welchen Ver-
sandunternehmen die Wahlberechtig-
ten den amtlichen Wahlbriefumschlag
ohne besondere Versendungsform in-
nerhalb des Bundesgebietes unent-
geltlich einliefern können.

§ 27
Aufgaben des Wahlleiters 

bei der Briefwahl

(1) Der Wahlleiter sammelt die Wahl-
briefe ungeöffnet und hält sie unter
Verschluss. Er vermerkt auf jedem am
Wahltage nach 16.00 Uhr eingegan-
genen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des
Eingangs, auf den vom nächsten Tag
an eingehenden Wahlbriefen nur den
Eingangstag.

(2) Der Wahlleiter ordnet die Wahlbriefe
nach den darauf vermerkten Wahlbe-
zirken und gegebenenfalls nach den
darauf verzeichneten Wahlschein-
nummern und übergibt sie am Wahl-
tage dem Briefwahlvorstand oder,
falls mehrere Briefwahlvorstände ein-
gesetzt werden, verteilt sie auf die
Briefwahlvorstände. Er übergibt
jedem Briefwahlvorstand das Ver-
zeichnis über die in den ihm zugeteil-
ten Wahlbezirken für ungültig erklär-
ten Wahlscheine sowie die Nachträge
dazu oder die Mitteilung, dass keine
Wahlscheine für ungültig erklärt wor-
den sind. Jeder Briefwahlvorstand er-
hält soviel Wahlurnen, wie ihm Wahl-
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bezirke zugeteilt sind; hierfür können
kleinere Wahlurnen verwendet wer-
den. Auf jeder Wahlurne muss der
Wahlbezirk deutlich sichtbar bezeich-
net sein.

(3) Ist zu erwarten, dass für Wahlbezirke
50 oder mehr Wahlbriefe eingehen
werden, so kann der Wahlleiter an-
ordnen, dass für diese Wahlbezirke
der Briefwahlvorstand auch das Er-
gebnis der Briefwahl ermittelt.

(4) Verspätet eingegangene Wahlbriefe
werden vom Wahlleiter angenommen,
mit den in Absatz 1 vorgeschriebenen
Vermerken versehen und ungeöffnet
verpackt. Das Paket wird vom Wahl-
leiter versiegelt, mit Inhaltsangabe
versehen und verwahrt, bis die Wahl
unanfechtbar geworden ist. Der
Wahlleiter hat sicherzustellen, dass
das Paket Unbefugten nicht zugäng-
lich ist.

§ 28
Tätigkeit des Briefwahlvorstandes

(1) Ein vom Briefwahlvorsteher bestimm-
tes Mitglied des Briefwahlvorstandes
öffnet die Wahlbriefe nacheinander
und entnimmt ihnen den Wahlschein
und den Stimmzettelumschlag. Ist
der Wahlschein in einem Verzeichnis
für ungültig erklärter Wahlscheine
aufgeführt oder werden Bedenken
gegen die Gültigkeit des Wahlschei-
nes erhoben, so ist der betroffene
Wahlbrief samt Inhalt unter Kontrolle
des Briefwahlvorstehers auszuson-
dern und später entsprechend Ab-
sätze 2 und 4 zu behandeln. Die aus
den übrigen Wahlbriefen entnomme-
nen Stimmzettelumschläge werden
ungeöffnet in die Wahlurne des Wahl-
bezirks gelegt, der auf dem Wahl-
schein bezeichnet ist. Die Wahl-
scheine werden, nach Wahlbezirken
getrennt, gesammelt.

(2) Werden gegen einen Wahlbrief Beden-
ken erhoben, so beschließt der Brief-
wahlvorstand über die Zulassung oder
Zurückweisung. Der Wahlbrief ist vom
Briefwahlvorstand zurückzuweisen,
wenn ein Tatbestand nach § 27 Abs. 2
Satz 1 des Kommunalwahlgesetzes
vorliegt. Die Einsender zurückgewie-
sener Wahlbriefe werden nicht als
Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten
als nicht abgegeben (§ 27 Abs. 2 Satz
2 des Kommunalwahlgesetzes).

(3) Über die Tätigkeit des Briefwahlvor-
standes ist vom Schriftführer eine
Niederschrift zu fertigen. Die Nieder-
schrift ist von den Mitgliedern des
Briefwahlvorstandes zu unterzeich-
nen. Verweigert ein Mitglied des

Briefwahlvorstandes die Unterschrift,
so ist der Grund hierfür in der Brief-
wahlniederschrift zu vermerken.

(4) Die Zahlen der beanstandeten, der
nach besonderer Beschlussfassung
zugelassenen und der zurückgewie-
senen Wahlbriefe sind in der Wahlnie-
derschrift zu vermerken. Die zurück-
gewiesenen Wahlbriefe sind samt
Inhalt auszusondern, mit einem Ver-
merk über den Zurückweisungsgrund
zu versehen, wieder zu verschließen,
fortlaufend zu nummerieren und der
Wahlniederschrift in einem versiegel-
ten Paket beizufügen. Entsprechend
ist mit den Wahlbriefumschlägen und
Wahlscheinen der nach besonderer
Beschlussfassung zugelassenen
Wahlbriefe zu verfahren.

(5) Nachdem alle dem Briefwahlvorstand
zugeteilten Wahlbriefe behandelt wor-
den sind, wird in der Briefwahlnieder-
schrift eingetragen, wie viele Wahl-
briefe insgesamt eingegangen und
wie viele Wahlbriefe zurückgewiesen
worden sind. Die Zahl der zugelasse-
nen Wahlbriefe wird, nach Wahlbezir-
ken getrennt, in die Wahlniederschrift
eingetragen, die von dem Briefwahl-
vorsteher und dem Schriftführer zu
unterzeichnen ist. Der Niederschrift
sind, verpackt und versiegelt, die
Wahlscheine beizufügen. Die leeren
Briefwahlumschläge sind zu vernich-
ten. Die Niederschrift wird dem Wahl-
leiter übergeben.

(6) Hat der Briefwahlvorstand seine Auf-
gaben beendet, so übergibt der Brief-
wahlvorsteher oder sein Stellvertreter
mit zwei Beisitzern die verschlossene
Wahlurne nebst Schlüssel dem Wahl-
vorsteher des Stimmbezirks, der vom
Wahlleiter zur Ermittlung des Brief-
wahlergebnisses im Wahlbezirk be-
stimmt ist. Der Empfang der Wahl-
urne und der Mitteilung ist vom
Wahlvorsteher zu bestätigen.

§ 29
Ermittlung des Briefwahlergebnisses

(1) Die Briefwahlurne bleibt verschlos-
sen, bis die Zählung der Wähler im
Stimmbezirk beendet ist. Danach
werden die Stimmzettelumschläge
aus der Briefwahlurne entnommen
und ungeöffnet gezählt. Ergibt sich
dabei, auch nach wiederholter Zäh-
lung, eine Abweichung von der vom
Briefwahlvorstand mitgeteilten Zahl
der Briefwähler, so ist dies in der
Wahlniederschrift zu vermerken. 

(2) Die Stimmzettel werden den Stimm-
zettelumschlägen entnommen und
gezählt. Ergibt sich dabei auch nach

wiederholter Zählung keine Überein-
stimmung zu der nach Absatz 1 er-
mittelten Zahl der Briefwähler, so ist
dies in der Wahlniederschrift anzuge-
ben und, soweit möglich, zu erläu-
tern. In diesem Fall gilt die Anzahl der
Stimmzettel jeweils als Zahl der Brief-
wähler.

(3) Die im Stimmbezirk und durch Brief-
wahl abgegebenen Stimmen werden
gemeinsam ausgezählt, nachdem sie
vermengt worden sind.

§ 30
Ermittlung des Ergebnisses der Brief-

wahl durch den Briefwahlvorstand

Ist vom Oberbürgermeister angeordnet,
das der Briefwahlvorstand auch das Er-
gebnis der Briefwahl ermittelt (§ 27 Abs.
3), so finden § 28 Abs. 6 und § 29 Abs. 1
und 3 keine Anwendung. Mit der Ermitt-
lung des Ergebnisses der Briefwahl darf
nicht vor Abschluss der Tätigkeit des
Briefwahlvorstandes nach § 28 Abs. 1 bis
5 und nicht vor Schluss der allgemeinen
Wahlzeit begonnen werden. Im Übrigen
gelten die allgemeinen Vorschriften sinn-
gemäß. 

§ 31
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlleiter prüft die Wahlnieder-
schriften aller Stimmbezirke auf Voll-
ständigkeit und Ordnungsmäßigkeit
und legt sie dem Wahlausschuss zur
Entscheidung vor.

(2) Der Wahlausschuss ist an die vom
Wahlvorstand getroffenen Entschei-
dungen gebunden, jedoch berechtigt,
rechnerische Berichtigungen an den
Feststellungen der Wahlvorstände
vorzunehmen.

(3) Der Wahlausschuss stellt das Wahler-
gebnis fest:

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wähler,

3. die Zahlen der gültigen und ungül-
tigen Stimmen,

4. die Gesamtstimmenzahl der zuge-
lassenen Wahlvorschläge und die
Verteilung der Stimmen auf die
einzelnen Wahlvorschläge,

5. die Zuweisung der Sitze gemäß
§ 1 Abs. 2 auf die Wahlvorschläge
nach dem d’Hondt’schen Höchst-
zahlverfahren und die danach ge-
wählten Bewerber; entfällt auf
einen Listenwahlvorschlag auf-
grund der Berechnung nach
d’Hondt mehr als ein Sitz, so sind
die gewählten Personen aus dem
zugelassenen Wahlvorschlag fest-
zustellen.
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(4) Über die Feststellung des Wahlergeb-
nisses ist eine Niederschrift zu ferti-
gen.

(5) Der Wahlleiter macht das Ergebnis
der Wahl unverzüglich öffentlich be-
kannt, unterrichtet die gewählten Be-
werber und fordert sie auf, binnen
einer Woche nach Zustellung schrift-
lich zu erklären, ob sie die Wahl an-
nehmen. In der Aufforderung ist auf
die Rechtsfolgen einer Annahme oder
Ablehnung nach § 62 der Kommunal-
wahlordnung hinzuweisen.

§ 32
Annahmeerklärung, Erwerb der Mit-

gliedschaft

(1) Ein gewählter Bewerber erwirbt die
Mitgliedschaft im Integrationsrat mit
dem Eingang der auf die Benachrich-
tigung nach § 31 Abs. 5 erfolgten An-
nahmeerklärung beim Wahlleiter. Eine
Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ab-
lehnung. Eine Ablehnung kann nicht
widerrufen werden. Gibt der Ge-
wählte bis zum Ablauf der gesetzten
Frist keine Erklärung ab, so gilt die
Wahl zu diesem Zeitpunkt als ange-
nommen.

(2) Für die Annahmeerklärung eines Be-
amten oder Angestellten des öffentli-
chen Dienstes gelten die besonderen
Vorschriften des § 13 Abs. 3 und Abs.
6 Satz 3 des Kommunalwahlgeset-
zes.

§ 33
Mandatsverlust

(1) Ein Mitglied des Integrationsrates ver-
liert seinen Sitz

1. durch Verzicht,

2. durch nachträglichen Verlust der
Wählbarkeit,

3. durch Ungültigkeit seiner Wahl
gemäß einer Entscheidung im
Wahlprüfungsverfahren,

4. durch ein Parteiverbot gem. Arti-
kel 21 des Grundgesetzes, durch
eine Entscheidung nach Artikel 9
Abs. 2 des Grundgesetzes und
durch eine Entscheidung nach Ar-
tikel 32 Abs. 2 der Landesverfas-
sung (§ 46 Abs. 1 und 3 des Kom-
munalwahlgesetzes),

5. durch nachträgliche Feststellung
eines Hindernisses für die gleich-
zeitige Ausübung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses und Zugehö-
rigkeit zum Integrationsrat (§ 13
Abs. 3 Satz 2 und 3, Abs. 4 und
Abs. 6 Satz 3 des Kommunal-
wahlgesetzes).

(2) Der Verzicht nach Absatz 1 Nr. 1 ist
nur wirksam, wenn er dem Wahlleiter
oder einem von ihm Beauftragten zur
Niederschrift erklärt wird. Der Verzicht
kann mit Wirkung ab einem späteren
Zeitpunkt erklärt werden; er kann
nicht widerrufen werden.

§ 34
Ersatzbestimmung von Mitgliedern

(1) Wenn ein Mitglied des Integrationsra-
tes aus den in § 33 genannten Grün-
den oder durch Tod ausscheidet oder
wenn ein gewählter Bewerber die An-
nahme der Wahl ablehnt, so gilt fol-
gende Regelung:

1. Bei Listenvorschlägen wird der
Sitz nach der weiteren Reihen-
folge auf dem Listenwahlvor-
schlag derjenigen Partei oder
Wählergruppe besetzt, für die der
Ausgeschiedene bei der Wahl auf-
getreten ist; ein späterer Wechsel
der Zugehörigkeit des Ausge-
schiedenen zu dieser Gruppie-
rung bleibt unberücksichtigt. Auf
dem Listenwahlvorschlag bleiben
diejenigen Bewerber außer Be-
tracht, die aus der Partei oder
Wählergruppe, für die sie bei der
Wahl aufgestellt waren, ausge-
schieden sind oder in der gem. 
§ 33 Abs. 2 vorgesehenen Form
auf ihre Anwartschaft verzichtet
haben. Ist der Listenwahlvor-
schlag erschöpft, so bleibt der
betreffende Sitz unbesetzt.

2. Bei einem Einzelbewerber bleibt
der betreffende Sitz unbesetzt.

(2) Der Wahlleiter stellt den Nachfolger
oder das Freibleiben des Sitzes fest
und macht dies öffentlich bekannt.

(3) Wird als Ergebnis eines Wahlprü-
fungsverfahrens (§ 36) eine Ersatzbe-
stimmung erforderlich, so finden die
§ 39 Abs. 1, § 40 Abs. 3 und § 41 des
Kommunalwahlgesetzes mit der
Maßgabe entsprechende Anwen-
dung, dass an die Stelle des Be-
schlusses des Integrationsrates die
Entscheidung des Wahlleiters tritt.

§ 35
Folgen des Verbots einer Partei oder

Wählergruppe

(1) Wird eine Partei oder die Teilorganisa-
tion einer Partei durch das Bundes-
verfassungsgericht gem. Artikel 21
des Grundgesetzes für verfassungs-
widrig erklärt, so verlieren die Mitglie-
der, die dieser Partei oder Teilorgani-
sation zur Zeit der Antragstellung
oder der Verkündung des Urteils an-
gehören, ihren Sitz.

(2) Die nach Absatz 1 freigewordenen
Sitze bleiben unbesetzt. Dies gilt
nicht, wenn die Mitglieder aufgrund
eines Wahlvorschlags einer nicht für
verfassungswidrig erklärten Partei
oder Wählergruppe gewählt waren; in
diesem Fall rücken Vertreter aus die-
sem Wahlvorschlag nach (§ 34 Abs. 
1 Nr. 1 Satz 1).

(3) Absatz 1 und 2 finden sinngemäß An-
wendung, wenn eine Partei oder
Wählergruppe als Ersatzorganisation
einer für verfassungswidrig erklärten
Partei festgestellt, wenn eine Wähler-
gruppe nach Artikel 9 Abs. 2 des
Grundgesetzes verboten oder wenn
eine Entscheidung nach Artikel 32
Abs. 2 der Landesverfassung getrof-
fen ist.

(4) Den Verlust der Mitgliedschaft nach
Absatz 1 oder 3 stellt der Wahlleiter
fest. § 34 Abs. 2 und 3 finden Anwen-
dung.

§ 36
Wahlprüfung

(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl kön-
nen

1. jeder Wahlberechtigte und alle
Bürger/innen des Wahlgebiets
sowie

2. die für das Wahlgebiet zuständige
Leitung solcher Parteien und
Wählergruppen, die an der Wahl
teilgenommen haben, binnen
eines Monats nach Bekanntma-
chung des Wahlergebnisses Ein-
spruch erheben, wenn sie eine
Entscheidung über die Gültigkeit
der Wahl für erforderlich halten.
Der Einspruch ist bei dem Wahl-
leiter schriftlich einzureichen oder
mündlich zur Niederschrift zu er-
klären.

(2) Gegen die von den Wahlorganen bei
der Vorbereitung der Wahl oder bei
der Wahlhandlung getroffenen Ent-
scheidungen kann Einspruch gem.
Absatz 1 eingelegt werden, um eine
Entscheidung über die Gültigkeit der
Wahl herbeizuführen. § 9 Abs. 5 Satz
2 und § 14 Abs. 3 bleiben unberührt.

(3) Über den Einspruch entscheidet der
für die Kommunalwahlen gebildete
Wahlprüfungsausschuss des Rates.
Für das Verfahren der Wahlprüfung
finden die §§ 39 bis 42 Abs. 3, §§ 43
und 44 mit Ausnahme des § 41 Abs.
1 Satz 2 des Kommunalwahlgeset-
zesentsprechende Anwendung.

§ 37
Kosten

(1) Die Kosten der Integrationsratswah-
len trägt die Stadt Münster.
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(2) Eine Erstattung von Wahlkampf -
kosten findet nicht statt.

§ 38
Ergänzende Bestimmungen

Soweit diese Wahlordnung Regelungen
nicht trifft, finden die Vorschriften des
Kommunalwahlgesetzes sowie der Kom-
munalwahlordnung entsprechende An-
wendung.

§ 39
Inkrafttreten

Die Wahlordnung tritt am Tage nach der
Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Satzung zur Änderung der Sat-
zung für den Beirat für Stadtge-
staltung vom 13. 11. 2009
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. 6.
2009 (GV. NRW S. 380), hat der Rat der
Stadt Münster am 11. 11. 2009 folgende
Satzung zur Änderung der Satzung für

den Beirat für Stadtgestaltung beschlos-
sen:

Artikel I

§ 3 Abs. 5 Satzung wird wie folgt neu ge-
fasst:

(5) An den Sitzungen des Beirates kann
je Fraktion und Gruppe des Rates ein
Mitglied des Planungsausschusses
oder des Rates mit beratender
Stimme teilnehmen.

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Satzung zur Änderung der Satzung
für den Beirat für Stadtgestaltung tritt am
Tage nach der öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung der Stadt Münster vom
13. 11. 2009

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW, S. 666), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 30. 6.
2009 (GV.NRW S. 380) hat der Rat der
Stadt Münster am 11. 11. 2009 folgende
Satzung zur Änderung der Hauptsatzung
der Stadt Münster beschlossen

Artikel I

§ 9 der Hauptsatzung erhält folgende
Fassung

§ 9
Integrationsrat

(1) Dem Integrationsrat gehören insge-
samt 27 stimmberechtigte Mitglieder
an, von denen 9 stimmberechtigte
Mitglieder aus der Mitte des Rates
entsandt werden und 18 stimmbe-
rechtigte Mitglieder in allgemeiner,
unmittelbarer, freier, gleicher und ge-
heimer Wahl nach § 27 Abs. 2 GO
NRW gewählt werden.

(2) Der Integrationsrat kann sich mit allen
Angelegenheiten der Gemeinde be-
fassen. Auf Antrag des Integrations-
rats ist eine Anregung oder Stellung-
nahme des Integrationsrats dem Rat,
einer Bezirksvertretung oder einem
Ausschuss vorzulegen. Der/Die Vor-
sitzende des Integrationsrats oder ein
anderes vom Integrationsrat be-
nanntes Mitglied ist berechtigt, bei
der Beratung dieser Angelegenheit an
der Sitzung teilzunehmen; auf sein/ihr
Verlangen ist ihm/ihr dazu das Wort
zu erteilen.

(3) Der Integrationsrat soll zu allen Fra-
gen, die ihm vom Rat, einem Aus-
schuss, einer Bezirksvertretung oder
vom/von der Oberbürgermeister/in
vorgelegt werden, Stellung nehmen.

(4) Bei allen Angelegenheiten, deren Ent-
scheidung von besonderer Bedeu-
tung für die ausländischen Mitbür-
ger/innen sein kann, ist der
Integrationsrat vor der Beratung in
den Fachausschüssen und Bezirks-
vertretungen anzuhören.

(5) Das Verfahren zur Durchführung der
Wahl der Mitglieder des Integrations-
rates wird in einer Wahlordnung gere-
gelt, die der Rat beschließt.

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung tritt am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft.
Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:
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§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Satzung zur Änderung der Betrieb-
satzung der Stadt Münster für die
„Abfallwirtschaftsbetriebe Mün-
ster“ vom 13. 11. 2009

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW, S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. 6.
2009 (GV. NRW S. 380) hat der Rat der
Stadt Münster am 11. 11. 2009 folgende
Satzung zur Änderung der Betriebssat-
zung der Stadt Münster für die „Abfall-
wirtschaftsbetriebe“ beschlossen:

Artikel I
§ 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Werksausschuss besteht aus 18
Mitgliedern, die gemäß § 114 Abs. 3 GO
NRW i. V. m. der Wahlordnung für Eigen-
betriebe (Eig-WO) gewählt werden.“

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Satzung zur Änderung der Be-
triebssatzung der Stadt Münster für die
„Abfallwirtschaftsbetriebe Münster“ tritt
am Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Satzung zur Änderung der Betrieb-
satzung der Stadt Münster für die
„citeq“ vo13. 11. 2009

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW, S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom
30.06.2009 (GV. NRW S. 380) hat der Rat
der Stadt Münster am 11.11.2009 fol-
gende Satzung zur Änderung der Be-
triebssatzung der Stadt Münster für die
„citeq“ beschlossen:

Artikel I

§ 4 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

Der Werksausschuss besteht aus 8 Mit-
gliedern, die vom Rat der Stadt Münster
berufen werden.

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Satzung zur Änderung der Be-
triebssatzung der Stadt Münster für die
„citeq“ tritt am Tage nach der öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Beschluss des Rates der Stadt
Münster über die Feststellung der
Eröffnungsbilanz der Stadt Mün-
ster zum 1. 1. 2008 und die Entla-
stung gemäß § 92 Abs. 1 und § 96
Abs. 1 GO NRW. 

Aufgrund der § 92 Abs. 1 und § 96 Abs. 1
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. 7. 1994 (GV.
NRW. S.666) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. 6. 2009 (GV. NRW. S.380),
hat der Rat der Stadt Münster am 30. 9.
2009 folgendes beschlossen:

Der Rat nimmt das Ergebnis der Prüfung
der Eröffnungsbilanz der Stadt Münster
zum 1. 1. 2008 durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss und die örtliche Rech-
nungsprüfung zur Kenntnis.

Die Eröffnungsbilanz  der Stadt Münster
zum 1. 1. 2008 (siehe Anlage 1) wird in
der mit einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk des Rechnungsprüfungs-
ausschusses versehenen Fassung vom 
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2, 9. 2009 festgestellt (§ 92 Abs. 1 und 
§ 96 Abs. 1 GO NRW).

Dem Oberbürgermeister wird durch die
Ratsmitglieder bezüglich der Aufstellung
der Eröffnungsbilanz der Stadt Münster
zum 1. 1. 2008 Entlastung erteilt (§ 92
Abs. 1 und § 96 Abs. 1 GO NRW).

Bekanntmachung

Die Eröffnungsbilanz der Stadt Münster
zum 1. 1. 2008 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht.

Die Eröffnungsbilanz der Stadt Münster
zum  1. 1. 2008 liegt in der Zeit vom 
23. 11. 2009 bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2009 der Stadt Münster
zum 31. 12. 2009 beim Amt für Finanzen
und Beteiligungen, Klemensstraße 10,
Zimmer 350 – 351 und 362 - 367 wäh-
rend der Dienststunden zur Einsicht-
nahme aus.

Münster, den 9. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Sitzung der Verbandsversamm-
lung des Sparkassenzweckver-
bandes am 24. November 2009

Die Sitzung der Verbandsversammlung
des Sparkassenzweckverbandes der
Stadt Münster und des Kreises Waren-
dorf sowie der Städte und Gemeinden
Ahlen, Beelen, Drensteinfurt, Enniger-
loh, Everswinkel, Oelde, Ostbevern, 
Sassenberg, Sendenhorst, Telgte und
Warendorf der Sparkasse Münsterland
Ost am

Dienstag, den 24. November 2009, um
15.00 Uhr in der Sparkassenzentrale
Münster, Weseler Straße 230, 
48151 Münster

wird bekannt gemacht.

Tagesordnung

1. Wahl

a) des Vorsitzenden der Verbands-
versammlung und

b) des stellvertretenden Vorsitzen-
den der Verbandsversammlung

2. Wahl

a) des Verbandsvorstehers und

b) des stellvertretenden Verbands-
vorstehers

3. Wahl des vorsitzenden Mitglieds des
Verwaltungsrates

4. Wahl der sachkundigen Mitglieder
des Verwaltungsrates und der Dienst-

kräfte sowie der jeweiligen Stellver-
treter gem. §§ 10, 12 SpkG NW i.V.m.
§ 4 der Satzung der Sparkasse Mün-
sterland Ost

5. Wahl eines 1., 2. und 3. stellvertreten-
den Vorsitzenden des Verwaltungsra-
tes

6. Wahl der 5 Hauptverwaltungsbeam-
ten, die mit beratender Stimme an
den Sitzungen des Verwaltungsrates
teilnehmen

7. Wahl eines Stellvertreters des Bean-
standungsbeamten im Verwaltungsrat

8. Wahl der Vertreter und deren Stellver-
treter in die Verbandsversammlung
des Westfälisch-Lippischen Sparkas-
sen- und Giroverbandes, Münster

9. Kurzbericht des Vorstands über die
Geschäftsentwicklung 2009

10. Sonstiges

Münster, den 11. November 2009

Dr. Olaf Gericke
Vorsitzender

Teilunwirksamkeit des 
Bebauungungsplanes Nr. 137 
Teilabschnitt II: Siemensstraße
in der Fassung der 4. Änderung

Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) wird nach-
stehend die Entscheidungsformel des Ur-
teils des Oberverwaltungsgerichtes für
das Land Nordrhein-Westfalen vom 18. 9.
2009 (Az.: 7 D 85/08. NE) bekannt ge-
macht:

„Die textliche Festsetzung Nr. 2.2 Satz 3
des Bebauungsplans Nr. 137 – „Siemens-
straße (Teilabschnitt II)“ – in der Fassung
der 4. Änderung der Stadt Münster ist un-
wirksam. 

Der weitergehende Antrag wird abge-
lehnt.

Die Antragstellerin trägt die Kosten
des Verfahrens.

Die Kostenentscheidung ist vorläufig
vollstreckbar.

Die Revision wird nicht zugelassen."

Die Abgrenzung des Bereiches des
Bebauungsplanes Nr. 137 Teilab-
schnitt II ist aus dem abgedruckten
Übersichtsplan Nr. 1 zu ersehen. 

Münster, den 9. November 2009

Der Oberbürgermeister

Markus Lewe

Planfeststellung für den 6-streifi-
gen Ausbau der Bundesautobahn
1 (A 1) zwischen der Brücke im
Zuge der A 1 über den Dortmund-
Ems-Kanal (DEK-Brücke) und dem
Autobahnkreuz (AK) Münster / Süd
von Bau-km 105+500 (etwa 390 m
südlich der DEK-Brücke) bis Bau-
km 100+830 (etwa 85 m nördlich
des Achsschnittpunktes A 1/A 43
im AK Münster/Süd)

- Anhörungsverfahren -

Die Bezirksregierung Münster (Anhö-
rungsbehörde) führt im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens für die o.a.
Straßenbaumaßnahme einen Erörterungs-
termin durch.

Die Erörterung findet vom 1. 12. bis 2. 12.
2009 im Saal 1 der Bezirksregierung
Müns ter, Domplatz 1-3, 48143 Münster,
statt. 

Die Erörterung erfolgt nach folgender Ta-
gesordnung:

Dienstag, 01. 12. 2009,
10.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Erörterung der Stellungnahmen der
Träger öffentlicher Belange

13.30 Uhr bis 16.00 Uhr 

Erörterung der Einwendungen Privater

Mittwoch, 2. 12. 2009
9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Fortsetzung der Erörterung der Ein-
wendungen Privater

Übersichtsplan Nr. 1 M. 1 : 15.000
Abgrenzung des Bebauungsplanes
Nr. 137 Teilabschnitt II



206 Amtsblatt Nr. 19 vom 20. November 2009

Bei Bedarf ist eine Verlängerung der Erör-
terung über 16.00 Uhr bzw. 12.30 Uhr
hinaus möglich. Falls erforderlich, wird
die Erörterung auch zu einem späteren
Termin fortgesetzt. 

In dem Termin werden die rechtzeitig er-
hobenen Einwendungen und Stellung-
nahmen erörtert.

Der Erörterungstermin ist nicht öffent-
lich. Der Verhandlungsleiter kann Zuhö-
rer, insbesondere die Presse zulassen,
wenn kein Verfahrensteilnehmer bzw. Teil-
nahmeberechtigter widerspricht. 

Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend
genannte Privatpersonen:

• Einwender/innen (Personen, die
schriftlich oder zur Niederschrift frist-
gerecht Einwendungen erhoben
haben),

• Betroffene (Personen, deren Rechte
und Belange von dem Vorhaben be-
rührt werden), sowie deren

• gesetzliche Vertreter, Bevollmäch-
tigte und Sachbeistände (Bevoll-
mächtigte haben ihre Bevollmächti-
gung durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen und diese zu den Akten
der Anhörungsbehörde zu geben) wie
auch die

• Vertreter/innen der am Verfahren be-
teiligten Behörden und Verbände.

Kosten, die durch die Teilnahme am Erör-
terungstermin oder durch Vertreterbestel-
lung entstehen, werden nicht erstattet. 

Es wird darauf hingewiesen, dass beim
Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne
ihn verhandelt werden kann, dass verspä-
tete Einwendungen ausgeschlossen sind
und dass das Anhörungsverfahren mit
Schluss der Verhandlung beendet ist.

Die fristgerecht eingegangenen Ein-
wendungen werden auch dann im wei-
teren Verfahren berücksichtigt, wenn
der/die Einwender/in nicht am Erörte-
rungstermin teilnimmt. 

Der Erörterungstermin für das vorste-
hende Planfeststellungsverfahren wird
hiermit bekanntgemacht.

Münster, den 11. November 2009

I.V.

Hartwig Schultheiß
Stadtdirektor

Einziehung einer öffentlichen 
Straßenfläche

Die Stadt Münster beabsichtigt, einer
Teilfläche des Albersloher Weges vor
Hausnummer 451 die Eigenschaft von öf-
fentlichen Straßen zu entziehen. Auf dem

vorhandenen Parkstreifen sollen zwei
Stellplätze für die Einrichtung von priva-
ten Kfz-Stellplätzen (Stadtteilautos) zur
Verfügung gestellt werden. Die Fläche ist
in dem Übersichtsplan Nr. 2 grau darge-
stellt. 

Die Absicht der Einziehung wird hiermit
gemäß § 7 StrWG NW bekanntgegeben.
Planunterlagen mit der Darstellung der
einzuziehenden Straßenfläche liegen bei
der Stadtverwaltung Münster aus. Sie
können innerhalb von drei Monaten vom
Tage dieser Bekanntmachung an im Ver-
messungs- und Katasteramt, Stadthaus
3, Albersloher Weg 33, Raum E109, wäh-
rend der Dienststunden eingesehen wer-
den. Einwendungen gegen die beabsich-
tigte Einziehung können schriftlich
erhoben oder zur Niederschrift erklärt
werden.

Münster, den 13. November 2009

Der  Oberbürgermeister
I. V.

Hartwig Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Münster stehende Teilstück der Straße
Goldbrink von Hausnummer 29 bis zur
Einmündung in den Tönne-Vormann-Weg
dem öffentlichen Straßenverkehr gewid-
met. Die Widmung bezieht sich auf die
Straßenfläche, die in dem Übersichtsplan
Nr. 3 dargestellt ist.  Der Übersichtsplan
ist Bestandteil dieser Widmungsverfü-
gung. Die Verkehrsfläche wird als Ge-
meindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 13. November 2009

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Hartwig Schultheiß
Stadtdirektor

Übersichtsplan Nr. 2 Übersichtsplan Nr. 3
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Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW
Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Müns ter stehende Teilstück der Schulte-
Hermann-Straße von der Pienersallee bis
zum Gebäude mit der Hausnummer 9
dem öffentlichen Straßenverkehr gewid-
met. 

Die Widmung bezieht sich auf die Stra-
ßenfläche, die in dem Übersichtsplan 
Nr. 4 dargestellt ist. Der Übersichtsplan
ist Bestandteil dieser Widmungsverfü-
gung. Die Verkehrsfläche wird als Ge-
meindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 13. November 2009

Der Oberbürgermeister

Hartwig Schultheiß
Stadtdirektor

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird die im Eigentum der Stadt
Münster stehende östliche Stichstraße
der Straße Hessenweg bis zum Wende-
hammer dem öffentlichen Straßenverkehr
gewidmet. Die Widmung bezieht sich auf
die Straßenfläche, die in dem Übersichts-
plan Nr. 5 dargestellt ist. Der Übersichts-
plan ist Bestandteil dieser Widmungsver-
fügung. Die Verkehrsfläche wird als
Gemeindestraße eingestuft.

Gegen diese Widmung ist die Klage zu-
lässig. Die Klage kann innerhalb eines
Monats vom Tag dieser Bekanntmachung
an beim Verwaltungsgericht in Münster
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043
Münster / Hausanschrift: Piusallee 38,
48147 Münster) schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle erhoben werden.

Münster, den 13. November 2009

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Hartwig Schultheiß
Stadtdirektor

Übersichtsplan Nr. 4 Übersichtsplan Nr. 3
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Westfälischer Zoologischer Garten
Münster GmbH 
Bekanntmachung gem. § 52 Abs. 2
GmbH-Gesetz

Der Gesellschafter Stadt Münster entsen-
det mit Wirkung vom 12. 11. 2009 fol-
gende Personen als ordentliche Mitglie-
der neu in den Aufsichtsrat:

Frau Carola Möllemann-Appelhoff,
Münster
Frau Petra Seyfferth, Münster
Herr Manuel Tomm, Münster.

Mit Wirkung vom 12. 11. 2009 sind fol-
gende Personen aus dem Aufsichtsrat
ausgeschieden:

Herr Axel Bercht, Münster
Frau Annika Bergner, Münster
Frau Barbara Stober, Münster.

Münster, den 16. November 2009

Westfälischer Zoologischer Garten
Münster GmbH

Die Geschäftsführer
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